
der Abgeordneten Mag. Darrnann 

und weiterer Abgeordneter 

an den Bundesminister für Justiz 

ANFRAGE 

betreffend Anzeige gegen Regierungsmitglieder wegen des Verdachts auf Amts­

missbrauch in der Handhabung der Flüchtlingskrise 

Am 10. November 2015 wurde von der FPÖ eine Anzeige wegen des Verdachts auf 

Amtsmissbrauch in der Handhabung der Flüchtlingskrise gegen den Bundeskanzler 

und die Bundesministerin für Inneres eingebracht. 

Die praktizierte bewusste Nichtdurchführung der Grenzkontrollen und Ausgleichs­

maßnahmen, also die vorsätzliche Unterlassung der Vollziehung der Gesetze seit 

September 2015, gefährdete massiv die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 

und Sicherheit in Österreich. Nicht zuletzt bestätigte sich dies immer wieder in Auf­

griffen von Terroristen. 

Der APA0434 vom 30. März 2016 konnte nun entnommen werden, dass die Bun­

desministerin für Inneres sowie auch der Bundeskanzler davon aus gehen, dass 

durch die seit dem Vorjahr anhaltende Flüchtlingsbewegung die "öffentliche Ordnung 

und innere Sicherheit" gefährdet sind: 

,,(. .. ) Innenministerin Johanna Mikl-Leitner (ÖVP) und Verteidigungsminister Hans 

Peter Doskozil (SPÖ) haben am Mittwoch das Rechtsgutachten zur Umsetzung der 

angekündigten "Obergrenze" für Asylwerber vorgestellt. Die beiden Minister sowie 

die Regierungsspitze gehen davon aus, dass durch die seit dem Vorjahr anhal­

tende Flüchtlingsbewegung die ·öffentliche Ordnung und innere Sicherheit· 

gefährdet sind. (. .. )" 
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All die 

Staatsanwaltschaft V,,'ien 

Landesgeri ct1tss~raße l' 1 

WSO V'lien 

einserireiter: 

\/erdädl tioe: 

VViell, am 10_ t ovembe 2015 

Freiheitl icM Partei Österreichs 

F -edrich Scllmidt Platz 4 

050 VVie 

r\·1a9_ Johanna Mikl-leitner 

Bu desminis erin für I neres 

\ltJerner Faymann 

Bundeskanzler 

'v1a9_ Geralcj Klug, 

B!.",1 für Landesve eidigung udSport 

Verantl...,-ortliclle de ÖDE 

'Neaen: Verdacht des r'\·1issbrauchs der Amtsgev.>att (§ 302 StGB) 

SAC H V ER .!l.l SDARS TEL LU NG nd ANZEI G E 

gemäß § 60 StPO 
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Seit 4. September 20 '15 konnten hlndertta Isende ~.,.1iflrations .. villig€ ("Flüd tlinge'l 
die zurn Gutteil in Nachbarstaate nicht registriert 'wurden, unkontrolliert " ber die 
Grenze nach Österreich einreisen , "'leil die fremd·enrechtlichen Bestimmungen nicht 
vollzogen wurden . 

Mit dem \Negfa ll der Grenzkontrollen zu Unga 1 Ende 2007 w'urde die sogena nten 
Ausgleid smaßnal rl en ais Ersatz dazu, lfI die fe nden Grenzkontrolle zu kom­
pe.'1sieren. mit den Schwerpunkten ille~a:e Iv igratiion, gre lzüberschrejtende Krimi Kl­

iitätsbeäm fu lg nd Bekämpfung er Sud gift riminalität. g,escaffen , Sie'.'.rären 

als zusätzliche Siehe heitsmaßnahl1 e gedacht und'inden vor allen im grenznahen 
Raum statt, an aupttransitrouten und i Ballungszeniren. 

Die nun praktizierte bewusste Nichtdurchführung der Kontrollen und ,l!..lJsgleichsmaß­
nahmen, also die vorsätzlichen Unterlassung derVoUziehung des Fremdenpolizeige­
s.etzes, gefährdet massiv die ,t\ufrechterhalt . 9 der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit in ÖSTerrelich. Nicht zuletzt bestäti gt s jch dies leider immer wiecie in Aufgriffen 
vo Terroristen , v,relche sich als Flüch. inge geta ·,t hatten, wie zum Beispiel die Krc­
nen-Zeitu 9 vorn 21.[}5.20 'f5 oe "chtete: "Terrorist kam als Flücht ling: "Sorge bB­
reehtigf'" der aue J em Papier des Br\o11 ~So derberichlerstattung und Analyse der 
derzeitige ... li gratio slage" (siehe Anhang ) entnommen .... 'erden ka n, 

Dieses große Probl,ern v.,-urde auch von eemaligen Innenminister und U ionsfrakti­
onsvize Hans-Peter Friedrich der CSU erkan t. Er wird in de, passauer Neuen 
Presse" m', den VI/orten, "völlig unverantwo ich, dass jetzt Zigtausende unkontroJiiert 
und unregistriert ins Land strömen und mal ur u zuverlässig gen au abschätze 
kann . wie viele davon !SIS-Kampfer oder fslarnistisehe Schläfer seie ", z" iert. 

Davon abgesel en , dass die rechtswid "ge Einreise i Österreich strafba ist, !laI" iert 
§ 120 Abs 3 Fremdenpolizeigesetz auch, dass, wer wissentlich die rechtswidrige Ein-­
reise oeier Durchreise eines Fremden in oder durch einen Mitgliedstaat der E ropäi­
sehen Union oder Nachbarsi:aat Österreichs fördert, mi~ Geldstrafe von '1 000 Euro 
bis zu 5000 Euro, im Fall ihrer Uneinhringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei 'vVo­
ehen, zu best afen ist. 
Die Tätigkeit de Österreich'schell Bundesbahnen {ÖBB) mit der '"' urchschleusung 
von unkontrollierten und lInregistr ierten Fremden durch Österreich in ,4, ftrag der 
Bundesregierung hat auch den bayrische Innenminister Joachim He rman dazu 
veranlasst zu sa';Je : "Die RepuDlik Österreich ist jetzt selbst als Schlepper tä 'g." 
(siehe Krone anline, 28.10.2015: 
httD:!l\NWW. rone.aVOesterreichlReDubiik Oesterreich letzt als Schleoper taetia­
Vor-Nwi iiliUS Bavem -Storv-479 '115) 

Ähnlich v8rhätt es sich bei den VemnrNorrungsträgem des Österr·eichischen Bun­
desheeres, allen \" oran Bundesrninister Mag, Gerald Klug, zumal das 6 undesheer 
ehen'alls Fremde durch ()sterrelch transportiert, ~:zB: OTS011 vom OB.November 

2015, oB ndesheer: r ehr als 100.000 Flüchtiinge mit Mil.itärbusse tra spon:iert) 

3 von 178906/J XXV. GP - Anfrage (gescanntes Original)

www.parlament.gv.at



Die Bundesministerin 'ür Inneres Mag. Mikl-Leimer nahm durch die Unterlassung 
bewusst in Kauf, dass der im öffent lichen Interesse liegende Zweck des Fremdel'lpo-­
iizeigesetzes in diesem konkreten Fall nicht erreich 'wurde. 

-)aruber hinaus Ist eine MJtwirkunq des Bundeskanzlers an dieser redltS\'Iidrige 

Vorgehensweise unübersehbar. Anstat' hei der SMI auf eine Einhalt mg der äste re' 
ehisehe Reehtsord lung hinzuwirken. verteidigte er die rechtswidrige ' nterlassung 
vo Kontrollen i Rahmen der .Ausgieichsn aßnahme als "Notrnaßnahme.n" und war 
somit " ' r die Perpetlierung des rec Isv,idrigen Z Istancies kausal {vergleiche 
APA012 vom OS,September 2(15). 

Es 'wird daher ersucht, die Staatsan',l,'altschaft m6ge den Sachv,erhalt dahingehend 
prüfen, ob durch das Verhalten der Bundesministerin für Inneres ~'li31g . Johanna Mikl­
Leimer wege de vorsätzlichen Unterlassung der Vollziehung des Fremde pof 7 ei­
gesetzes sovilie Bundes a 71er W'emer Faymann ..... egen des politis.ch flilO ivierten 
Beitrages zur vorsätzlichen lnterlassung. de \/oliziehu 9 des rremde 1polizeigeset-

. zes, diese das Delikt des Missnrauchs der Amtsge'wa (§ 302 StGB) Z' 1 ve antvmrten 
haben, zUIl...a1 reh die ichtvollziehu 9 der 'remdenpolizeiiichen Bestim l ungen die 
Republik Österreich in i r em Recht auf \/3l.1ziehung ihrer Rechtsordnung geschädigt 
ist Des 'v\!eiteren \',rird erBl Icht, die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Transportes 
von Fremden durch Österreich durch das Österreichische Bundesheer lind dieÖBB 
zu prüten. Aus rechtlicher Sicht erscheinen folgende Punkte maßgeblich: 

1. Oie Aufrec terhalrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zäh zu den staat­
lichen Kemdiufgaben (VfSlg 14.473!1996; Hauer, Staats- und Ver. .... altul1gshandeln4 

[2014' Rz 29). Dies ergibt sich besonders deUitlic e""'l'ill aus Art 7Ha ,A-bs 2 B-VG 
(betreffend die AUFgabe der Sicherheitsbehärden zum Schutz von Leben, Gesund­
heit, Freiheit nd Ei';lentum) und aus Art 79 Abs 2 Z '1 fit b 8_V,C,; (,4.ufrechterha ung 
der Ordnung u d Sicherheit im Inneren a'!!" subsidiäre Aufgabe des Bundesheeres). 
Die gesamte österreichische Rechtsordnung ist im Lichte dieser - ebenso selbstvef­
stämllichen ,,,,ie unveräuf~erlichen - Staatsaufgabe zu verstehen. 

2. Das F erndenpolizeigesetz (FF'G) regelt i 1sbesondere die \!oraussetzungen für die 
rechtmäßige Ein- und Ausreise von Fremden. Jemnach benötigen Fremde zunächst 
zur rechtmäßige Einreise in das Bundesgebiet gru dsätzlich e~ng'- 'gesReisedc­
kument (Passpflicht; § 15 Abs 1 FPG), -'berdies brauchen passpfiichtige Fremde 

grundsätzl:ich zur rechtmaßigen Einreise in das 8undesgebietei Visum e& 
sumspflicht; § 15.4bs 2 FPG). Diese Grundsätze sind "ion Ausnahmen d rchbro­
eher •. So benötigen Unionsbürger infolge der unionsrechtlichen Freiheiten kein \hsum 
für die Einreise nach Österreich, Kraft staatsvertragiicher Vereinbarung und gesetzli­
cher Regelung bedürfen '.!\leiters etw'a SchweßBf Staatsbürger ke,in Visum (§ 15a 
FPG). SO'llv'eit aber keine gesetzlichen. staats· .. ··ertraglichen oder sonst normierten 
Ausnahme bestehen, bleibt es jedoch bei den Grundsätzen: Passpflicht und Vi­
sumspflichtfür ,... emde, 
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3. Gemäß der VerordnunG der Bundesrniniste 'n fü r I l1nere~. für die vorüberaehende 
"h~edereinmhfuna vo 1 GrenzkontroHen an den Binnen-;rrenzen (EGSl 11 260/20'15, 
zuletzt verl..':ingert durch BGBI 11 328/20 '1 5) dürfen "zur Gevlährleistung der öffentii­
ehen Ruhe, Ordnung und Sicherheit . .. bis 15.1 1.2015, 24 Uhr, die Bin engrenzen 
zur Bundesrep lu lik Deutschland, zur ltaJ ienischen Republik, zum Fürstentum Liech­
tenstein, zur Sdh'leizerischen Eidgenossenschaft. zm Sbwa ,iscne:n '"'epubiik, zur 

Republik Siowe lien, zur TschF!ch ische Republik und zu Ungarn i \/ eri\ehr, zu 
l ande, z '~n\, asser U d in der Luft nur a Gre lzübergangsstellen .. berschritte wer­
dert. Zwar lässt die grundsätzliche Beseitigu Ig von Grenzkontrollen an den Bin en­

grenzen durch das sogenannte Schengen-System diefremdenpolizeiliche Pass- und 
Visumspflicht Ilbeliihl1, doch dünen diese in aller Regel nicht durc Grelz lont rollen 
im eigentlichen Sinn über.vacht vI"erden. Mit der soeben zitierten Verordnung v,'urde­
längst überfäl lig - die Grundlage geschaffern , die Pass- und die Visurnsp:rlidt 'Nieder 
effizient durchzusetzen, denn § 11 Abs1 und 2 GrenzkontrollG verp lichtet jeder­
mann im Falle einer solchen \ierordnulig , "sich der Grenzkontrolle 7U stell el " (§ 1'1 
ß\.bs '1 leg c·c). 

4. Gemäfi § 41 FPG sind die Orga le des ö ' entliehen Sichemeitsdienstes ermäch'.igt 

und verpflichtet , Fremde, die versuchen, icht echtmäßig in das Bundesgebiet. ein­
zureisen. an de Einreise zu hinden . 'iNie be eits dargestellt, reisen Frel1nde, die der 
Pass- umfIode Sichtvemle,kspfticht nich~ genugen, nicht rechtmäßig in das Bundes­
gebiet ein. Diese Befugnis zur ZurÜckllveisung ist erforderlichenfalls iIl1 unmittelbarer 
Beiehls- und Zwangsge'Nalt durcr.zusetzen {§ 13 Abs 3 FPG). 

5. Inwiefer Drittstaatsa gehörige sichtvermerks 'ret sind, ist unionsrechtlich durch die 
Verordnung 539J2Cl01lEG zur Auistellung der Liste der Drittiänder, deren St2atsan­
gehörige beim Überseh eiten der AußengTenzen i j Besitz eines V isun s sein müs­
sen, smvie der Liste der Drittländer, deren St.aatsangehörige von dieser \lisumpfiicht 
befreit sind, ABl L 81 .... om 2 ' .3.100 ' , S. 1, geregelt. Nach dieser u mittelbar an­

v.'endbaren El P / erordnu 9 henÖtigen insbesondere die Staatsangel ö jgs, von A.fg ­
hanistan, kak, Pakistan und Syrien einen Sichtvennerk., und zwar auen für b loß kurz­
fristige (et'Ji:a touristische) Zwecke. 

6. Seit Woche v.'ird Staatsangehörigen l .a. von Afahanistan, Ira , Pa ,istan und Sv­
rjen die Einreise nach Österreich aus EU-Staaten 'Nie Ungarn. Slo""Ienien und tl::;>iien 
gevliährt. ungeachtet der rage, ob diese Personen der Pass- und \.'1sun1spflic i g::: 
nüge . Dieser Umstand ist offenku dig u dI durch zahlreiche f.1edienbe 'chte da u­
mentiert. jngew' se sei nur etwa au' den Be -ciht des ORF im "Spat-ZIB" vom '19. 
September 2015, der gszeigt hat, 'wfe eine größere Menge von Fremden das A sin­
nen von ""ier (! österreich ischen Po!izisten, Grenzkontrollen durchzuführe , schlech­
terdings und völlig folgenlos Ignoriert hat Nach Zeitungsberichten retsen tä.g:lich hun­

derte bis tausende solcher Fremder über die Staatsgrenzen zu Ungam, Slowenien 
und Ita lien ein. 

6.1. Dies kann nicht dadurch gerechtfertigt werden, dass die unrechtmäßigen Grenz­
übertritte Übe Faschend gekommen Il-/äre . Der offenikundige massive iIIeaale Ei rei-
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sea dra 0 hält be ,3nntlich bereits se', t"lonate an, sodass zB an besagtem 19, 
September 20 15 niemand von jenem Vorfall überrascht sein kon te, 

6.2. Dies kann auch nicht mit nicht hinreichenden EinsatzkräTten gerechtierij gt wer­
den. ur zur E innerullg sei etvva dara- ing€" .... iesen, dass zur Räumung der "Pizze­
ria Anarc' ia", die von einer Handvoll Personen besetz· "'iar, im Ju li 20 4 laut Aussa­
gen des B ~11I 4~.1 Polizeibeamte in Einsaitz waren (so K RIER vom 5. '10.2(14). 
VVar m das Polizeiauigebot zur Durchsetzung der Grenzkontro llen, der Pass- und 
der Sichf'..:ermerkspflicht nicht .... erstärkt ,tlird, allenfalls ergänzt duren ejn~m hinrei­
chenden Assistenzeinsatz des Bundesheeres (Art 79 Abs 2 Z lit b B-VG). 15 nicht 
ersieh ich. 

7. Angesichts des Grundsatz,es der Pass- und Sichtveml erkspflicht U.CI. für Staatsan­
gehä1tige von Afghanistan, Irak, Pakistan und Svrie 1, angesichts des Umstandes, 
dass seit \/Vochen offen undig und 10 orisen Stii'Jdtsangebörigen 11 .03. dieser Staaten 
die Einreise ohne Reisepässe und Sichtvermerke ermöglich v. ird, Lind schließlich 
ange'siohts des Umstandes, dass nach geltendem Fremdenpolizei- und Grenzkon­
troHrec illeaaler Einreise durch Zurüdrweisunc Einhalt zu aebieten lNäre, stellt sich 

~ v ~ 

die Frage, ob es ree tlie e GrundlaGen gibt, die d' ~ Hinnahme dieser Einreise - mit 
anderen V~ orten: die ich~-Durchsetz nq der prinzipiellen fra 1denpolizeiljche , Ord­
nung - rechtfertigen können. 

7 .1. Zw~ar em,ächtigt § 62 Abs 1 AsylG 2005 die Bundesregiel1.lng dazu, "für Zeiten 
eines bev.iaffneten Kon iktes oder sons 'ger die Sicherheit ganze Beväl,keru gs­
gruppen gefährdender Umstände . . , mit Verordnung davon unmittelbar betroffenen 
Gruppen \'on Fremrle , die 3nder\',reitig keinen Sc utz finden (Vertriebene), einorü­
bergehendes Auientha rsrecht im Bundesgebiet gewährert; eine solche Verordnung 
"'''''.1rde allerdings bislang nicht erlassen. Gemäß, § 52Abs 1 z .... i/eiter Satz Jef] cit ist 
weiters "bis zum Inkraffueten dieser Verordm.lflg" der Aufenthalt VOll \lert iebe en im 
Bundesge }iet geduldet. also ex leae zulässig. Dies jedoch nach dem syste ,alische 
Zusammenhang auch nur u ter den '\/0 ausseuunge , unter denen auch eine solche 
Verordn ng erlassen 'I.'erden dürfte . Diese 'v'oraussetzungen liegen jedoch nicht vor. 
Da augenscheinlich nicht einmal emstns.1t kontro lliert vli,d. woher die einzelnen 
\~ i ara lten kommen. kann 7weifellos nicht gesagt werden, dass alle Einreisenden zu 
&olche:nedrohten Gruppen gehöre. sodass nicht geprüft werden muss, ob die 
maßgeblichen Bedro IJ, gen (~be'.r.' aff ete Konflikte", "Sicher eit ganzer Bevöl .e­
rungsgrllppen gefährdende Umstände") zB in oezufj auf verse iedene Staaten wIe 
Pakistan ode Afghanistan überhallpt vorliegen . . edenfalls ao-er ist Voraussetzung 
fÜr eine Duldung nach § ,62 AsylG, dass die betroffene Personenikreise ;3InderNeitig 
keine Schutz finden". W'Je \/0 ' in dargestellt und im Übrig-en offen undig ist, kom 
men die inegal Einreisenden aus EU-Staaten 'wie Ungarn, Slowenien und Italie • so.­
dass schlechterdings nicht 'y'orstellbar ist, dass sie dort keinen Schutz ränden. Tat­
sächlich kann durch r.,ledienberiente als notorisch gel:ten, dass die illegal Einreis-en­
den de 1 Schutz Ungams, Sloweniens, Italiens und anderer sichere Ourchreisestaa­
te gar nicht in Ansoruch nehmen wollen, '.'Ieil sie al.s wA.sy . ou 'sten' in Staaten i . rer 
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Wahl 'weiter.t/andem wollen. Die \ioraussetzungel1 des § 62 AsylG 20'15 sind damit 
augenscheinlich nicht gegeben. 

7.2. VVü,den dle illegal Einreisenden an der Grenze anlässlich der Grenzkontrolie 
Asvlanträae steHen, so müsste gev,riss ein :!J"sylverfah ren erÖffnet werden, 'IMom it ein 
zeitweiliges Aufentnaltsrecht in Österreich verbunden wäre (§ 12 AsylG 2005), auch 
v,'enn offenlmndig 1St, dass die Asylantragsvellung missbräuchlich erfolgen würde , 
.. ·.'eil diese Personen (vV'oher auch immer sie kommen mögen} jedenlalls z'.'lischen­
zeitlich in sicheren Drittstaaten und zuletzt sogar in Unionsstaaten waren. Selbst die­
se .A.sylverfahrenkönnten aber - da die illegal Einreisenden offenkundig aus Ungam, 
Slowenien lind italien kommen - nur in Zuruckschiebungen nach Ungarn, Slov.renien 
und halien nach den (ge:wiss bürokratischen und daher mitge'Nissem Zeitauf ... :am! 
verbundenen) "Dublin-Regelrt münden (siehe § 5, § 10 Ans '1 Z 2 AsylG 2005), aber 
nichi dazu führen, dass die Eimetsenden unbehelligt in andere Länder vI'ie Deutsch­
land weiterziehen oder in Österreich untertauchen können. Nach den rVledienberich­
ten ist aber ',..,iederum offenkundig, dass die illegal Einreisenden überwiegend ~ 
keine Asvlanträqe in Österreich stellen (die sie übrigens ja auch schon in Ungarn , 
Slowenien Lind Italien überwiegend nicht gestellt haben), weil sie irgendwohin vveiter­
ziehen v..-ollen. Insofern sie aber keine Asylanträge an der österreichischen Grenze 
stellen , vermag ;aber auch das vorübergehende Aufen!haltsrecht für A.sylantra,=-,steller 
ihren Aufenthalt in Österreich nicht zu rechtfertigen. VVi!' verkennen ni.cht, dass es aus 
der Sicht einer pernnisslven österreichischen Staatsregierung das Bequemste ist, 
',','enn die megal Einreisenden a!sbald nach Deutschland oder anderswohin \oveiterzi:: 
nen. Rechtswidrig bleibt es trotzdem! 

7.3. Es gibt bis date auch keine ,.internationalen Geofloclenheiten" (§ 15 Abs 1 FPG) 
oder allaemein anerkannte ReQeln des Völkerrechts (§ 30 Abs '1 FPG), .... onach Per­
scmen, dne letztlich als ".A.syl.touristert zu quaiifiz.ieren sind, nach Reisebewegungen 
durch zahlreiche sichere Dritt- bzw Dublin-Staaten ohne Pass und/oder '\/isum in weit 
vom Ausgangspunkt ihrer Reise entfernte Staaten efnreisen oder durch diese durch­
ziehen können. 

7.4. A.uch § 15 Ab:; 3 FPG, der sich klar an "Fremde~ adressiert, ern1ächtigt die Si­
cherheitsvervvalilung nicht, nacll Belieben von der Durchsetzun g der F'ass- und Sicht­
vermerkspfiicht .A.bstand zu nehmen. 

7.5. Schließlich erweist sich auch Art. 5 Abs. A 111. c des Schengener Grenzkoa.ex, 
• .... enach ein Mitgliedstaat Drittstaatsangehörigen, die eine oder mehrere Einreisevor­
aussetzungen nicht enallen, die Einreise in sein Hoheitsgebiet aus humanitären 
Gründen gestatten kann , nicht als taugliche Rechtsgrundlage, um einer undifferen­
z.ie rten Menschenmenge den Zutritt in das österreichische Hoheitsgebiet zugestat­
ten, zumal es sich bei den Personen, die in den verg::.mgenen Monaten zu Tausen­
den unsere Grenzen übertreten haben, zu einem erheblichen Teil nicht um unmitte!­
bare Opfer einer humanitären Katastrophe, sondern um "Wirtschaftsflüchtfinge", a~­

lenfall.s auch um "Asy'itouristen"., die sich den Staat mit den großzugigsten Soz.ia!leis-
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lungen als Ziielstaat aussLichen· .... oHen, handelt j· .. ledienberichten Zu 'folge sollen sich 
auch terrorbereite Dschihadisten unter diesen "flüchtlingen" befinden. 
\Nenn sich einzelne MitgIJeder der Bundesregierung auf Art. 5 Abs. 4 iit. c leg. eit be­
rufen, so geht dies ins. Leere, zumal sich diese Nom1 nur als Rechtsgrundlage für die 
Einreise aus humanitären GrCmden en.veist. }tvirtschaftsfl üchtlinge~ und Dschiha­
disten sind unter diese Noml n!icht zu subsumierenl Den Mitgliedem der Bundesre­

gierung ist es VOfZU'Nerfen, dass sie überhaupt keine Bemühungen unternommen 
haben, um jene Personen, die aus humanitären Gründen einreisen, 'Von jenen, die 
das aus anderen Gründen tun, zu separieren. Die Amv8ndung des Art. 5 Abs. 4 li1. c 
des Schengener 13renzkodex setz!. eine solche Differenzierung aber voraus. Da­
durch, dass diese Differenzierung unterlassen wurde, hegt aUeine schon ein Geset­
zesbruch vor. Oder anders fOffiluliert: Ohnelderrtifizierung der einzelnen Einreisevvil­
ligen und ihrer Einreisernotive ist es gar nicht möglich zu sagen, ob der genannte 
Tatbestand zutrifft oder nicht. Gerade diese ~dentifrzj.erung findet .aber nicht statt. 

7.6. Trotz intensiver Recherche haben wir bislanc auch noch keine andere Norm (je­

funden. die die derzeitige offenkundioe poJi:zeilkhe Praxis.. das. geltende Grenz­
kontroll - und Fremdennoli7eirecht be\Nl!sst zu ianorieren. rechtfertiaen könnt e. Sollte 
auch die Staatsanwaltschaft keine diesbezügliche Rechtsnom"'i finden, so vväre also 
die aufgezeigte derzeitige Polizeipraxis massiv und svstematisch rechtswidrig . . A,us.­
'Neislich der rezenten Medienberichte ist diese derzeitige poiizeiliche Rechtspraxis -
obv ... ohH eine andere Rechtspraxis möglich (siehe 6."1 . und 6.2. oben) und auch recht­
lich geboten 'wäre - von höchster politischer Ebene Qe'{,'Ünscht I:was natürlich eine 
entsprechende Rechtsgrundlage ebenfalls nicht ersetzen kann). Dass die derzeitige 
VorgangsvI'eisekeine rechtliche Grundlage hat. hat jüngst auch der renommierte 

Rechtswissel1schafter Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer in der ZIB 2 vom 9. November 
2015 LFakten-Check"J klargestellt; er meinte 'wörtlich: "Die Gesetze sind weiterhin in 
Kraft, sie werden von den Behörden nicht vollz0gen, das ist rechts.,~"idrig , keine Fra­
ge." 

7.1. RichtigePNeise müssten die staatlichen Sicherheitsbehörden daher an der Gren­
ze jeden einzelnen Einreisewilligen (in den Medien sogenannten "Flüchtling") nach 
seinem Begehren fragen Daraufhin gibt es im VVesentlichen z\Nei Möglichkeiten: 

a. Der Einreise1Nlliigen ant'Nortet, er will nach Deutschland oder sonstv"Dhin reisen; 
dann wäre ihm die Einreise mangels Sichtvermerks zu versagen. Schon mangels 
Äsylbegehrens in Österreich wäre er nkht ais Asy lwerber zu quaiiiizieren und daher 
unz·.veifeihaft nicht aufenthaltsberechtigt. 

b. Der Einreise'NilIiae antwortet, er will in Österreich Asv!. Dann wäre er darauf l1il1-
~ , 

zUlNeisen, dass er Asyl in Ungam bz-IV Siowenienbz'N Italien beantragen könne und 
Österreich hiefür nicht z.uständig ist. lof.olge der Evidenz der Zuständigkeit dieser 
Dublin-Staaten bei augenscheinlicher Einre~se(vi~mgkeit) unmittelbar aus diesen 

Staaten- man befindet sich Ja an der Staatsgrenze - hätte eine umsichtige Si cher­
heitsv'erllvaltung im Übrigen längst darauf hingewirkt, dass dieses ttDublin-'llerfahren" 
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e 
unverzüglich ader Staatsgrenze unter 8eizie ung von Be'hörden"lertreter Ungarns 
bzw Slo'"ve iens bzw Italiens abgevli'ickelt lNerden kann. 

c. Jedenialls vt/ürde eine im Interesse der öffentlichen Sicherheit Österreichs a9ie­
rende Sicherheits .... erll,rallunganlässlich dieser Grenzkontro!le Jedes einzelnen er­
'NelCnSene ) Eimeisewiliigen eine EDV-p.,bfrage iden europaischen Fahndungssys­
temen machen um festzustellen, ob der Bet effe de allenfalls mit ei en A 'ehalis­
verbot belegt iso oder zB in Terror-Fahndungs!" ten aufscheint. VVeiters 'livürde eine im 
Interesse der öffentlichen Sjche~heit Öste eichs agiere de Sicherheits 'erN;;;: ung 
anJässlich dieser Grenzkontrolleauch Gepäckskontroflen durchführen, m die allfalii­
ge Einfuhr von Waffen zu vereiteln . 

Dass dieses Prozedere mit einem gev,'issen ZeitauT<Nand \/erbunden~ .. 'äre und - auf 
ungarischer, slowenischer oder itallenisc'her Seite der Grenze - zu gewissen Rück­
staus führe kann, w'äre '.'leder rechtswidrig ach der ästerreichisehen Sicherheits­
verualtung vO:Lwerfen und auch aus humanitärer Sicht nicht zu beanstalden: Für 
die human' 'äre \lersorg log der Wartenden im grenznahen A.usland wäre 1 Un~arn , 

Simvell ien bzw Italien zuständig (Österreich könnte diese Staaten dabei nach Um­
stande Lind bei Noitvvendigke·· durchaus unte stüt2:en). Diese V'Y'artezei ·\\\.'äre den 
Einreise"'Jillige (i deI. r\i1edie sogenannten "Fiüch·lingen") umso me r zuz ulluten, 
als es kein Recht gibt, sich den Staat seiner p,sy'lantragstellung nach eigenem Ge­

schmack und Vorlieben auszuw.ähiel1, L nd die S09. "Flüchtlinge" es sich also selbst 
zuzuschreiben haben, V;1enn sie nicht in Ugam , Slowenien, ltaliel1 oder vorge~ager­

ten sicheren Drittstaaten um p,sy! nachsuche 1. Diese Überlegungen machen gleich­
zeitig aue dei. lie ,dass die \fon der österreich isc e Sichemeitsvef'N3 ung gewähl­
te \/organgs'weise auch nicht mit dem Argume t der ,Verhältoismäßigkeit" ge echtier­
l iflt \Nerden kan , schon deshalo, \lveil die hier aufgezeigte korrek e Vorgangsweise 

eineswegs .. berschießend ist. 

Sollten einzelne Einreisewillige mit die,ser - von der österreichisehen Sie E!rheitsver­
v{altung fici t igerweise anzU'Nendenden -echtsstaatiichen \,'organ:;!s'tJeise nicht ein­
vers.tanden sein und - 'Nas man freilich echten "Flü chtlingen~ ohnehin kilt zusinnen 
wiJrde - sich den Zugang zu österreichisc:hem Staatsgebiet von einem CA deren si­
cheren Staat aus mit Gewalt zu verschaffe suche, so ware angemesse Befebis­
und b:angs~e'.va lt seitens der österreichischen Sicherheitsbehjrden, , ..... ie dies das 
\JVaffGG vorsieht, a gebracht, ja gebote . Die undifferenzierten Schluss'olgel1.lngen 
1,'0 Prof. Mayer im vorhin zitierten InteNiev .. können 'wi, daher am Basis der gelten­
den Rechtslage leider nicht teilen. 

Auch sehen 'wir - ,entgegen Prof. r'~ayef - nicht, 'wal1.lm diese Untätigkeit der öster­
reichisehell Siclherhe' sverwaltullg noicht vO!r',"veObar" sein soll. Die Ereignisse kom­
rnen nicht überraschend, es soUte sich mittlerv\leile durchgesprochen haben, dass 
seit Wochen täglich hunderte bis tausende unberechtigte Ein- lind Durchreisevliliige 
die Staatsgrenze, überqueren. Auch an den entsprechenden Polizeikräiten kann es 
nicht fehlen, liegen uns doch Berichte vor, dass gleichzeitig im Staatsgebiet wie eh 
und je ausreic end Personal vorhanden ist, m z8 Geschwindigkeitskootrollen nach 
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der StVO du chzuf"hren, lNährend gleichzeitig die illega!e Einre ise von tausende 
Nichfuerechtigten hingenommen v~' ircL Und dass die Rechtsordnung gegenüber Viii­
derstrebe den zur Not auch exekutiv durchsetzbar ist, ist - zuminuest wenn es ge­
gen öster eichische Staatsbürger gebt - hinreichend be'Niesen, 

Das Argu ent, das alles sei nicht mö~lic oder unverhältn ismäßig, lNeil es gehe hier 
ja um ~-ILichtlinge" , is1 im " brigen a eh schon deshalb nicht stichhaltig, weil die ös­
terreichische Sicherheitsverwaltung mangels .individ leBer Befragung der Eimeisewil­
ligen gar nicht 'Nlssen kann. wer sie sind, '.vas sie wollen und w:as sie zur Einreise 
motivie , ku ..::.um, ob es sich um Asyl'Nerber, um offenkundige \;\,r,rtschaftsflüchtiinge, 
um Durch eisevJiliige oder eventel! auch um "ersol1en hande , die Z I terroristische 
Z·...,ecken einsickern 'II\·'Olien. 

7.2. Nicht genug damit, dass das G :.nzkontrol! und Frerndenpolizeirecht nie t "Ion­
zogen ',Ilfird, transportiert d ie österreichische Sichel! eitsvenva ung mehr noch u t er 
M hilfe vo Bundesheer und Bundesbahn nicht a en haltsbe echtigte fiJligrations'Ij'lil­
liga gar mit öffentliche Mitteln an die deutsche Grenze, statt sie;. nach Ungarn, 810-
wenie oder Italien z ruckzuschieben. aei diesen Personen, die also als Asyltouris­
ten nach Deutschland l/Ilollen, ist es besonders augenfällig, dass sie in Österreich 
nicht aurar tha tsberech 'gt sindi. weil sie offenkundig keinen Asyla trag in äste eich 
gestellt haben (sonst wü den sie ja nicht an die deutsche Grenze ve , egt) und sich 

damit auch nicht auf ei Aufenthaltsrecht nach § 12 AsylG berufen kön en. Die 
Rechts'widrigkeit dieser VOf:;tangsweise der S'ic e eitsverNaltung und ih rer He 'er 
zeigt sie ., deutlich an § 120 Abs 3 FPG. 

8, Daher ~ Iieflt der Verdacht nahe, dass es sich be.i dem rezenten Geschehen um 
massive und svstematische Gesetzesverletzunaen tellweise durch Unterl aSSlll1';;!, 
teilweise durch aktives T . n handelt, die den atbestand des § 302 StGB bzw der 
Beihilfe hiezLJ erfüllen . Dass die Mitglieder der Bundesregierung Beamte iSd 3tGB 
sind, kann nicht ernsthaft jn Zweifel gezogen werden. Dass die Vollziehug des 
Fremdenpolizeirechts in Hohe.itsve,~va ung {".in Vo:1lziehung der Gesetze" ) erfolgt 
ebenfa lls nicht Wissentlichkeit des Befugnismißmauehs ist angesichts der Evidenz 
der Rechtswidrigkeit ebenfalts i ldizie Jeden;alls aber sei' der Kla teilung du ch 

Prof. T".' ayer in der ZIB2 vom 9.11 ._0 5 kann sich z rmindest'ür die Zukunft niemand 
mehr ausreden, die Rechtslage wäre unklar gewesen. Das dl/reh nach § 302 StGB 
geschützte "Recht" ,ann /lach stRsp auch ein Recht des Staates auf 'Ordnungsg::: 
mäße \/oliziehung er Gesetze sei 1 (1/91 erua OGH 10.4.1996, 13 Os 10/85; 
3.7.1996, 13 Os 132196), m mit dem .... )GH zu sprechen: ,.Das durch oS 302 StGB ge­
schützte Rechtsgut ist die OrdnunCl&gemäßhe' 'LI d Sa . herkeit der oe samten hoheit­
iichen \ler.IValhmg 'LI. d das Vertraue der Öffentlichkeit in die Oviektivität und Inteqri­
tät der Beamten bei ih er AmtsfCihruno" {OGH 16.6. 1994, 15 Os 50/94} Im Besonds-
en hat der OGH auch die rechts'l',ridri ge Vol~ehung des Fremdenpolizeirechts i 

seiner bisherigen Rsp als amtsmiss!Jrauchsrelevant erkannt (etvi/a OGH 12.1.. '1995, 
'15 Os 154/94: Sicht, ... ·ermerksausstellul1g). 
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9. In diesen Sinne regen 'wir al , die zuständige Staatsamvaltsehaft möge dieses Ge­
schehen prüfen und gegebenenialls die dafür 'v'erantNortliehen Entseheidungsträger 
ausforschen un d zur V erantwo rtu n!j. ziehe n. 

10. Der Ordn ng halber wird festgehalter., dass die \/e~ährungs ' is· tur PJutsmiss­
brauch fünf Jahre be'trägt (§ 57 ,A.IJS 3 StGB). Da auch missbrä chliehe LI lterlassuno 
der Strarverfolauno Am smissbratlcl (§ 30~ S GB) begrUndet, dessen Verjährun g 
ers~ nil Ablauf der 'v'erjäh ngsfrist des e teren Amtsmjssbrauc.~es beginnen würde, 
behalten '., 'r inS vor, bis zum ahr 2025 aue das korrekte Verha le der Strafveriol­

gungs ... 1shörden in dieser Angele.genheit nochmals einer Prüfung auf Gesetzm.äßig­
keit zu unterziehen. 
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.e..nhang: 

APA00125 AI 0766 CIIH Sa, 05.Sep 2(}15 
Flüc:htlinge/C EEfEUlAsyl1 ~'1 igration!Ung aml'l'VienfZusammenfassung 
VVien und Berlin lassen FiOchtJin09 herei : Unaarische Busse unterweqs - Z S BILD 
VIDEO - ~ ~ 

UtL Varers e; Fahrzeuge von Budapest und Zsambek losgefahren - Fayn "mn 
spricht von " otsituatiorr" 
5udapestJi.JVienl Eisenstadt (APAldpall,.~TI1.A.rP/Reuters -
Das FlüchtiinQsdrama in Unoarn hat in der .... Iacht auf Samstao eine neueVVendunq 
genommen: Die Regieru 1ge~n in '",Vien und Berlin sagten an S'päten FreitagaDend ZU, 
die Flüchtiinae nac Österreich und Deutsch land einreisen z.u lassen .. Die ersten elf 
Busse mit FlÜchtlingien 1;',-aren im Auftrag der ungarischen Regierung Richtung öster­
reichischer Grenze gestartet 
Zehn Busse 'uhre l I/am Bud"mecster Ostbahnhof ab, 50 .. ,,'eitere standen ' Lir die 
nächsten Transports, bereit, beobachteten Reporter 'vor Ort. Aus dem Ort Zsambek 
fuhr zunächst nur ein Bus \ ... on den insgesamt runf bereitstehe den Fahrzeugen ab, 
v.'eil · .. iele Flüchtlinge aus r .... lisstraue nicht e,insteigen '-",ollten, berichten ungarische 
'ilediert . Wir 
In Zsan bek, 33 Kilometer ','/estlich von Budapest. hatte Hunderte FF chtlinge (U.6L 

aus dem Kriegsgeiet Syrien) Rast gemacht, die z vor zu Fuß aus Budapest Rich­
tung 'vVestgrenz€ aufgebrochen 'Naren. Ungarns Regierunfj hat fllD Busse zur Verfü­
gung gestei . um alle i Ungarn gestrandeten ~ILichtiinge an die V\l'estgrenze zu brin-
gen. _ 
Bundeskanz.lerWernerFaymann (SPO) sagte arm Freitagahend nach einem Telefo­
nat mit dem ungarischel1 Premier \liktor Orba g:egenüber d em ORF..,Radiosender 
''Öl'', er habe mit der deutschen Bumleskanzlerin Ang;elaMerKe'l bescll~osselfl, 
"dass liI.<i:r d'ie Grenzen lIIlicht dicht machen, so ndern auLDasistein NotfalL" Ber­
iin bestäti.g e die EntscheiduflQ.-
Die meisten Flüchtl ing~ würden wohl nach Deutsch land~'S- eneisen , meinte Fay­
mann gegenüoer zu "03". 1\i1anche könnten aber wohl in Osterreich bleibe _ " nd 
das ist aue gut so", erklärte der Regierungschef. Bezüglich einer möglichen Untere 
bringung der .1\ ig,an en gebe es eine enge Zusammenarbe-. mit den Innenmi isterl­
um. 
"Im Übrigen er.'I'aIten ;Nir, dass Ungarn seinen eumpaischen Verpflichtunge , eirt­
s·chiießiich der Ve,rp~lichtungenal.ls dem ~)ubliner Abkommen nachkommt", stel'lte der 
Bundeskanzler klar. ~Zugleichabet er~varten wir von Ungarn die Bereitschaft. die be­
stehenden Belastunge am der Basis der vo der Europäische Kommissio . age­
strebten fairen Verteilung der Flücht linge LInd des geplanten otiallmechanismus zu 
lösen, zu d·em w'ir heute einen Beitrag leisten." 

je Dublin-Verord ung sei durch die wegen der ~ ottage" getro"ene Entscheidung, 
den Flücht linge aus ngarn die Weite eise nac Öste eich und Jeutsch land zu 
ermöglichen, nicht "per se" außer Kraft gesetzt, hieß es. fnnenministeri j ohanna 
~'lik Leitner (ÖVP) hatte zuvor per A.ussendung auch klar gestel , dass Österreich 

weiter an den Oubiin-Regelnfestha s_ 
Diese sieht vor, dass derjenige EU-Staat"ür ein Asyh'eriahren zuständig ist , in dem 
ein Asylbe1Nerber erstmaiis europäischen Boden bet ritt. Die FIClcht lingskrise i. Un­
garn hatte sich am Freitag weiter zugespitzt. Vom Budapester Ostbahnhof aus nUH­
schierte ein langer Zug von Migranten i , Richtung ·Westgrenze. 
Ein Gespräch zwischen Faymann und Un gar s echtsnationalem Premier v.rar a 
sich rur Samstag früh geplant gewesen _ Au'gr nd der aktuelle Ereignisse telefonier­
ten die beiden Regierungsche·s aber letztlich schon "rüner miteinander. 
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Im 8urgenla d bereiteten sie in der Nach auf Samstag Polizei und Ro es Kreuz auf 
das Eintreffen von Fluchtlingen aus Ungarn vor, die in Bussen zur österreichischen 
Grenze gebracht'Nerden sollen. "Vvir haben aher keine gesicherten Informationen, 
wie viele Busse das sind, wie viele Flüe t lin9s' das sind. Das gel t von 80D bis zu 
3.000- , SD La despolizeidire tor-Stelivertreter Werner fasching zur APA. 
, f,,1ir sind dara f vo bereiter , so Generalmajor Fasching. Se' ens der POlizei wBrde 
man, '.,rve,m die Flüchtlinge in Österreich ankommen. auf die Versorgung schauen, 
"das heißt, ob sie Essen und Trinken benötigen und in zv-,'eiten Schritt, ob sie medi­
zinische Versorgung brauchen.M 

Lian 'v'ierde man sie be-ragen, ob sie Asy;l i ÖSterreich 'wollen. "iNsnn ,ern so ist, 
da 1n we d-en wir sie in eine u sere; Aufarbeitu gsdienststelJen bringen. lIVenn sie 
nicht umA.svl ansuchen, werde man sie ' .... eiter nach W'ie b ·mllen. 
Die österreiChisehe Polizei se; mit ihrem Verbindungsbeamtel1ln Budapest in Kon­
takt: "Der versorgt uns mit den notwendigen Informatione ." 'iNann die Flüchtlinge 
eintreffen, könne man vorerst noch nicht sagen. 
·,lomentCl gebe es nicht v,'irklich eine Ko ltakt mit den ungarischen Behörden. "Vwrir 
ge e davo allS , dass sie in Nickelsdort ankommen 'we den . Wir w'issen aber och 
nicht, b leiben die Busse drüben, gehen sie zu FI ß herüber. Das wissen \'.~r derzeit 
a~ les nicht", sagte Fasching. 
Möglich sei, dass die Flüchtii ge bis zur Grenze gebracht 'NOrden und dass sie do,rt 
aussteigen . "V'/ir sorge vor. VVir werden schauen, dass.vi einen Sonderzug von 
den "')58 riege .Win '.'erden 3 dere Transpo mittel organisieren un dann hal1 
v/arten , was passiert", so Fasching. 
Es gebe Kapazitäten, 'wo man Flüchtlinge z'Nischendurch unterbnrigen ikönne. im 
Raum Nickelsdorf/Parndori standen bis zu 60G Betten bere' . Das Rote Kreuz in ganz 
3urgenland sei alarmiert, auch von Wien u d iederösterre ich v·/erde man unter­
stutzt: "Die sind in Alarmbereitschaft und kön en auf Knopidruck me r oder weniger 
ag ie ren ~, erlä u' e rte der Landespolizei direktor -Ste livertreter. 
(Schluss) edthcg/haf 
.ÄP.A.0012 20'15-09-05/2:28 
50225 Se;:: 15 

APA02395 AI 0577 wer Siee APA003Bi29. W Do, 29.0 k 201::' 
Fluchtlinge/.4.syl.l r'~ igrationn 1112 9al e f\!1 ig rat ionI Stei eml<l rk 
F,üchtlinge - 11 tensi 'Je Transporte von Spielfeld Richtung .orden 

tl.: Rund 3.300 Menschen I,varten auf Vv'eiterfahri: in Trans: quartiere und nach 
Jeutschland - Rotes Kreuz: EntC)saen Gerüchten keine medizinis-chen otfäl,le 

Spie.ield!Sentilj (4.PA) - - ~ 
In der Sarnmelstelle am ste,irisch-sIO'.ven ische Grenzübergang in Spielfeld V,farteten 
am Donnerstagvormittag 3 . .300 Flüchtlings auf d,ie VVeiterfahrt in Transitquartiere 
oder an die deutsohe Grenze. 17 Heeresbusse und 45 zivile Busse sollten für eine 
raschen Abtransport sorgen - I Itt\'Ji:lchabend waren Tast 3.00u P'ersonen über di-e 
G enze ge komme . Insgesamt verbrach~e 4.000 Menschen die Nacht in Spielfeld. 
LJelll Roten "reuz zuiolge sei iür alle Flüchtlinge Pfatz in den ''' nr beheizten Großzel­
te gewesen. Rund 300 hätten sich jedoch trotz freier Plätze in den Zelten ent­
schlossen, im Ab'ertigungsberei'ch am nördlichen Rand der Sammetstell.e auf die 
Busse zur Weiterfahrt zu warten. DVlir habe mehrfach ang-eboten, die Zelte zu be­
nützen. aDer die Iv1ensche wol 'en lieber die ersten sei , die in Busse steiger. kön­
ne l", so Rotkr'9uz-Sprecher Aug st Säc zur APA_ 
In der Früh begannen die T ansp0rIe um 5._00 Uhr, so die Polizei. ~1tt Bu:ssen 'wurden 
die ersten Personen weggebracht, rund ' .300 Mensche fuhren mit drei Sonderzü-
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g.en der ÖBB von G az ',.v ei er, weitere drei Regelzüge mac ten Fiüch inge in Rich­
tu 9 Oberösterreich und SalzDurg. Mit einem Nachlassen des Zustroms sei der Exe­
kutive zufoloe nicht zu rechnen - man rechnet mit r'IJeuankü ften von Flüchtlingen in 
einem Ausn;aß wie in de vergsngenen Tagen. "Sofern die V,,'e" erfahrt der FIOchtlin­
ae wie zuletrt au echte alten ..,,,erden ka n, ist ein aemd eter Ab!auf vor Ort zu e -
; ... arten" , so Polizeisprecher 00er5t Joac im Huber. Die stei r' che Landespolizeidi-
ektion werde von Kolie;Je aus W-ien, Niederösterreich und dem Burgenland unter­

stützt 
Im z'Iveiten steirischen Flflchtiingsscfl'Nerpunkt an der Gre ze, i der Sammelstelle 
Bad Radkersburg . ... ,aren gegen 9.00 Uhr keine Fiüchtlinge mehL 'JIit ", ... e iteren An­
kü'en ',..,Ufde jedoc gerechnet 
T atz des großen Andrangs in der Nacht au' -onnerstag - die Einsatzkräfte hatten 
den \iordersten Ba zaun geöffnet, da sich hier in kurzer Zeit vom slov-ienischen 
Camp in Sent ilj kommend fast 3.000 Menschen eingefunde h2tten - verlief der 
Grenzübertritt relativ geordnet Um den Druck aus der Ar sammlung Z nehmen, 
· ..... urde der Zaun geöffnet uOie Menschen sind für diese Masse erstaunlic geordnet 
'ast in V iererreihen in die Sammelstelle gekommen. Na "Irlic gab es eine plötzli­
che Andrang im Sanitätszelt beim 'Med i ~al Screening' und bei der Esse saus';labe", 
so RGtkreuzsprechei Bäck. Ab er selbst einige der Mitarbeiter hätten den Andrang 
anfangs gar nicht bemerkt 
iln Spielfeld und i Bad Radkersburg muss en TU d 3G10 Personen medizinisch ver­
sorgt ',N e den: "Verkühlungen, Kreislaufschwächen, Viele .. 1enschen sind gesdrwächt, 
einigen v.taT sc 'uindlig. Wir hatte-n auch einige ,"')jabet ikef" , sagte der Rotkre z-Mann. 
Vier Transporte i, KJrankenhäuser mussten durchgeführt werden: "Sei zwei Kinder 
mussten wir den Gesundheitszustand näher aoklären lassen, bei einer Person wurde 
eine Wunde genäht. 'Weiters ·' .... urdeeine gynäkologische Uniersuchung gemacht". 

je -.Jolmetscher ätten vor allem im Sanitätsbereich alle ände 'laU z tun: "Diabeti­
ker zun Beispiel brauchte Medikamente - ua ist man sehr gefordert als Übersetzer 
beim Erläuter 1 dass eine Arznei praktis.ch die gleiche istWdi9 jene, \ove.lche die Patien­
ten sonst kennen - sie heißt hier eben anders", schilderte Bäck eine Situation. 
Beim Roten Kreuz wandte ma sich gegen die auf Online-Plattformen offenbar be­
"'lusst gestreu en Gerüchte. "Anders als dort behauptet gab es keine schweren NGt -
7.älle", so Säck. Die 'lüchtenden Mensche seien gesch", .. ächt, die Stra azen 'Nirktel1 
sic besonders bei Kindern, älteren Personen oder schwangeren Frauen aus. "Herz­
infarkte oder schwerste Verletzungen od-er gar Geburte wurden keineefjistriert", 
sagte Bäck zur AP,A,. Der Rettung=~ und Kran entransportdienst verlaufe jedenfal!s in 
der Stei.ermark reibungslos - die Teams in Bezirk Leibnitz würden weiterhi aus dem 
ga zen l and w'-erstützt 

.APA0.2155 U 0378 CI/VVI Siehe APA01 ti1 /30.10 Fr, 30.01\i 20 '1:, 
FiüchtJingelAs')/IIMigrationlillefj al e M igrat i onfV~!'ie I'Oberösterre i ch 
f lüchtlinge - ousuntemehmen wa.rten auf Geld 

tl.: Innenministe iun sichert Bezahlung für T ransporte z 
Wien.llinz CAPA) - p 'vate Bus nternehmen in Österreid'" die für das innenministe i­
um Flüchtlinge von und zur G eme oder in Unterkünfte bringen, habe s.ioh beklagt, 
dass sie auf ihr Geld warten. Das berichteten die "Oberösterreichischen el.chrichten" 
(Freitag-Ausgabe). Demgegenüber sicherte das Innenministerium zu, dass "nelch 
Rechnungslegung die entsprechende Zahiung eriolge \.\~rd" . Einige Busulltem eh­
men, die se' Mitte September irn Einsatz sjnd, haben bis jetzt - Ende Oktober - noch 
ein Geld dafür gesehen. "Schön langsam wird es für uns probJematisc . "lvi!' mus­

se unsere Löhne und Steuern zahlen, haben aber noch ikein Geld dafür bekam-

14 von 17 8906/J XXV. GP - Anfrage (gescanntes Original)

www.parlament.gv.at



1~ 

men", wird V,Jerner Gurnprecht, Geschäfts "ihre der Dr. Ric ' ara Linier Gmb in 
Wien zitiert. "Ein erheblicher Betraq ist ausständig." Sein r nternehn en hat se'i ,An­
fang Septemher rund 800.000 Kilometer mit Fnd;tlingstransporten zu .. ckgelegt, fix 
20 8.usse daTür abgestellt An manchen Tagen hatte Dr. Riehard bis zu 90 Busse für 
die Iherstellung von Flüchtlingen im Einsatz. Er habe zusätzliche Le ,er aufge­
nommen, der administrative Au'wand und die psychische 8el.astung 'ür die Fahrer 
sei sehr hoch. 
Ähnliches schildert r'v1anired Stroissmüller vom gleiohnamigen Busunter ehmen in 
'ifVels. Er ist seit 1. Oktober mit acht bis e Bussen täglich 'ür die Flüchtlinge im Ein­
satz .. Auch er hat dafür noc keine Bezahlung .erhalten, geht aber davon a s, dass 
wir das Geld Ikriegen". E berichte", dass sich kleinere Transportu 'ernehrnen schon 

aus dem Fiücht lingstransport z rückgezogen haben, 'weil sie die Vorfinanzierung .... ·on 
Gehältern, Sp ' l U ld Roadpridng nicht me r stemmen können. Das 'In viertier Bus­
unternehmen Krautgartner, das laut einer Liste des Bundesheers zu den großen 
Transportfirrnen in der aktuellen Krise zählt, '.vili nicht explizit sagen, ob das Innenmi­
nisterium für die erbrachten Le'isrungen bereits be·zahlt a1. "Ich gehe davon aus, 
dass der \/ertragspartner Staat bezahle sagte r,. anfed Krautgarmer."G olles Ge­
s·chäft" sei es I(eines, Flüchtii ge zu transportieren. Busfirmen müssen sie in Aus­
schreibungen um d ie ,l!.,uftrage D9werbe . "'Der Günstigste 'ährt" , sagt Stroissmüller. 
Jichtsdestotrotz ist es für etliche Reisebu:, -Fimlen eine gute tyllöglichkeit, abseits der 

Ausflugssaiso ihre Flotten auszulaster. De 1'1 : "Ein Geschäft muss es schon noch 
bleiben." Engpasse im Transport sind derzeit keine vomanden, teilte das Verteid' 
9 11gsministerium mit. Täglich sind mehr als 100 Zi" jJ- un . rv1ir ärbusse i Einsatz, 
mit denen rund 10.000 schutz- und hilfsbedürftige Frende transportiert werden. 

APA04355 AI 0624 II!C ~ Sie ·e APAfl3B2l2·1.09 r'v10, 21 .Sep 20-15 
FlLlchttingel,Asyl.lr'. ig ationl illegale r..-1igratianiÖsterreic 
Flüchtlinge - ritik an Transport-Koordinat ion des Bundesheers 
UtL: ransport-UntBmehmen orten Chaos - Verkehrsleiizelltrale ärgert sich selbst 
über " Geisierbllsse~ 

vVien I:APA) -
Der Transport der zu tausen en Ü,}9r die österreichischen GIe 7en kommenden 
Flüchtlinge ist eine 'erausforderung - una nicht alle sind damit zuf iede , 'Nie das 
5udesheer diese Aufgabe koordinferl K itik kan am r· ontag etv~'d aus P .... aten 
TransportfIrmen. Oberst Klaus ,Jäger hingege erklärte im APA-Gespräch, man ärge­
re sich selost "ber "Geisterbusse", die plötzlich vor vollen Qual1ieren auftauchen_ 
Vür out einer V\,'oche hat das Bundesheer in der Verkehrsleitze t rale der aBB die 
1<00 ~di vltial1 übemommen. Die Richtlinien ,ammen · ... om I enministerium. 'NO eben­
so 'Nie in den Landespolizeidirekbonen B rgenland, Steiermark und Kärnten Verbin­
du l 'gsoffiziere Kontakthalte. 
In der Verkehrsleitz9ntra~e werden verschiedene Ebene gemanagt: Der Transport 
der an der Grenze gestrandeten Flüchtiinge mit Zügen der Ö B5 gleid Ricl1tunf) 
Deutschland, wo ja die meisten irw .. 'Ollen, oder. wen das nicht möglich ist, m" Bus­
se . Geht es nicht direkt nach Deutschland, stel sich d ie Frage nach · otquartieren, 
die mb-giichst an den Transport' .... egen bBziehungs· .. veise irl G enznähe liegen, erklärte 
Oberst Jäger. Auch hier muss klarerv,leise organisiert 'Nerden, INie man die ~1en­
sehen dorthin bringt. Urn möglichst zeitnah zu kommur izieren, sitzt das Bundesheer 
in der Verr.ehrsleitzentrale er .... a' isch an Tisch" mit der I'J A70 und den Roten 
' reuz, die die Transitquartiere 'ür die Flüc .rtlinge ko-ofdiniere . betonte Jäger. 

Dei den p 'vaten Transportuntemehmen regt sich nun allerdingsnmut. Ais die Lan­
despolizeidirek 'omen noch selbst Transport u d Quartiere koordiniert hätten, habe es 
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besser furnkt ionie,rt als nun unter Leitul1C\ des Heeres. hieß es zur APA. Der burgen­
ländische Lan espolizeidirektof 'ans P':'eter Doskozil' selbst hat eben 'alls bereit~ 
Druck Richtung Verkehrsleitzentrale gemacht Genügend Busse seien auf Ab ruf da. 
aber die Quartiere fehlten - um den zahlreichen "':artenden Flüchtiinoen in Nickels­
dorf zu sig alisieren, dass sich et. .. :as bewegt, habe er schließlich trotz fehlendem 
Ziel Busse befüllen tassen, Busse, die zu Mittag angeforde 1ivmden seien, seien 
I~tztlich erst mitten in der Nac t losgefahren und kurzfristig an völiig andere Ziele in 
Osterreich als ursprünglich angegeben geschickt lUO den, erzählten Transportunter­
nehmer der APA. Auch seie Busse .:lei otquartieren abgewiesen worde ,v.!ir be­
klagt Dieses Probien kennt man in der Verkehrsler'lZentrale durchaus, sieht die Sa­
che aber freilich gänzlich anders: Auf einern eigens eingerichteten Blog als Plattiorm 
für die Beteihglien findet sie ein Ei trag zum Thema "Geiste busse": "Busse fahren 
ohne bekanntes Ziel 9 0 oder ä dem ihr Ziel währe d der Fahrt Das ve unsjchert alle 
Be ·eiligten und kann dazu führen, dass Quartiere von geplanten Transporten und 
'Geisterhussen' zeitgleich angefahren ' .... arden." Erst am Sonntag seien '"vieder zehn 
solcher Busse am \,Vestbahnho' und drei in der Zollamtsstra 5.e i: Wie aufgeta cht. 
Für alle - ob Passagie oder Hilfsorganisationen - sei dies ein M.Ärgemi s", betont e 
Oberst Jäger. Gemeinsam mit der Bundespolizeidirekiion versuche man auch ne­
rauszu'inden, um '.!le iche Busse es sich handelt äger vermu1et "Eigeninitiativen" 
dahinter. denn '\'.'ir setzen keine Bus in 'Aarsch. ohne ein 'Jlarschziel z habe ," nd 
man vlürae nie die Kapazitäten in den Quartieren überschreiten, beteuerte er. 
Bei jenen Bussen, die die 'Verkehrsleitzentrale beauftragt nabe, sei auszuschlie.ßen, 
dass die Lenker nicht wissen, wa,n sie wo sein sollen , tvlan hoffe mm auf die Zu­
sammenarbeit mit den Unterne men, indem die Fahrer vor Abfahrt ei s r!~ S m', dem 
Ab'a:hrtsort, Ziel und behördlichem Kennzeichen schicken, meinte Jäfler. 
.Au~ der Internetplat'orm gibt es auch e ine ,p.,rt Auss,chreibungsliste für Reserve­
Busse, die auf ,Anruf nach drei Stunden verfügbar sein müssen. Diese ist aher äu-

e st vage gehalten: Nur Abfahrts- , aber kein Zielort, 'sine pauschale V~'egangabe 
vo 400 Kiiometern und die Personenzahl von50 sind dort angegeben - viel zu we­
nig, heißt es aus der Bra ' ehe. Die AUf~sehreibungsjisten seie lediglich eine Sofort­
ma nahme, unn mehr Unternehmen anzusprechen - diese sollen sich melde u d 
v.'Ürden dann auch kokreiere infos bekommen, meinte Jäger. · .... i'l/ir gehen komplett 
flexibel auf die Unternehmen ein", versicherte er. 
AP.A01895 ,l=..1 047 '1 IllCI Siehe AP/:..o164t22.09 Di, 22.Sep 2015 
Fiüchtlingel.4.syllMigra ' onl' lllegale MigrationtÖBB!ÖSterrei cht\!Vien 
Flüchtlinge - Klug lobt "sehr professionelles" Transportmanagemen1- BILD 
UtL: \/erte idigungsminister, Vekehrsminister Stö9sr und OBB-Chef Kern machte 
sich Bild i Verkehrsleitzentrale 
\lVien (APA,:, -
Verteidigung~minister Gerald KJu9 (SPÖ) hat sich am Dienstag in der Vertehrsleit­
zen rale der OBB ein Bi,ld vom T ansportrnanagemem des BlIndesheers i de 
Flüchtlingskrise gemacht. Der Auftrag v."·erde "sehr professionel'lM ausge'ührt, lobte 
Klug. Auf Kritik der letzten Tage ginger nicht ein. Größere Teile der ~'\ iliz zur U ter­
stützung wird das BundesheBr in naher Zukunft ' ..... oh l nicht einDBrufe müssen. 
Seit ein paar Tage · hat das Bundesheer im Auftrag der Regi'erung die Au 'gabe 
üIJernomn en, den Transport de Flüchtlinge z~mtral zu koordinieren. I der Verkehrs­
le'tzentrale der OBB arbeitet man unter anderem Schreibtisch an Schreibtisch mit 
dem Roten reuz und der M.A 70 , die die Notquartiere koordinieren. 
"Ich bin grundsätzlich sehr beeindruckt, mit welch hoher ProfessGonalität hier de Auf­
trag des Transportmanagements abgewicke,lt wird" , betonte Klug , M.an stehe vor ei­
ner Herausforderung, immerhin sei man v..-eltweit mit der "größten Fillchthngskrise 
seit dem b-le' en VlJel.tk 'eg konirontiert". Die Transportkoordinierung laufe "ruhig , 
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pro 'ession el I und human". A lf Kritl . et'.','a VOI T ransport nte n9 mert, dass die , 001-
dinatlon unter den Landespoiizeid irektionen hesser gelaufen sei, ging Klug icht ein. 
Auf die Frage, walln dem Bundesheer die Luft ausgehen könnte, meinte der ~"linis1er , 
"diesen Horizont sehe ich zu r Stunde niehf, man veriüge über eine Mhohe Durchha!­
tefähigkeiC In kleinen Dimensionen v/urde bereits dle llil iliz beigezogen, etwa in 
Oberösterreic , den Bedarf 3 1 weiteren Kräfte vve.de man egeimäßig adaptieren 
Ei Lissen. Für die nahe ZIJKUnn gehe er aber davon aus , mit. dem Kaderpersonal aus­
zukommen. erklärte iK!IJQ. 
Gemeinsam mit ÖBB-Chef Christi an Kern und! Verkehrsminister .tI,lais Stöger (SP Ö} 
iie,:. sich der Vertejdigungsminister auch im K jsenzentrum der Bahn aLfi den neues­
te Stand bringen. Am Montag haben die ÖßB demnach fast 4 .300 Personen Rich­
tu Q Deutschland befördert, et'.·.ra 3.0DO davon düriten tatsächl ic über die G enze 
gek~ommen sein, der Rest sich teilweise zu Fuß auf del1l,"';'e" eren We.g gemacht ha­
ben. Der Zugverkehr nach Deutschland ist ja derzeit nur sehr einges.chränkt möglich . 
Regisiriert hat man bei der Bahn, dass Sich Flüchtlinge verstä rkt mit Fahrkarten in 
eg läen Züge von Graz nach Wien aufmac en. 

Die Lage auf den Bahnhö "en war laut ÖB3 Dienstagfrüh e 1,er ruhig. Am \.Vie er 
Hauptbahnhof hielte sich demnach 25ü Personen auf, am VVestbahnhof 50 . . A.uf 
Bahnhöfen und in -Jotquartiere 1 hielten sk h insgesamt landesweit rund 9.300 Fiücht-
linge auf. .. 
Die ':lin isterwaren fu r d ie A !}eit der OaB voll des Lobes: "Ganz Europa schaut da 
her", meinte Stöger. "Von der Putzfrau bis zum Gene raioire Ictor , aUe allen ein 
me schliches Gesicht Österreichs gezeigt." Oie Kollege hätten in den vergangenen 
'14 Tagen "ein mörderisches Arbeitspensum absol viert~, betonte Kam. Iv1an zeige, 
dass rnan VeranrNoJtung übernehme, d.ie ',"feit über d ie eigentliche Verantwortung 
einer Bahn hinausgehe - "wir haben bis zum heutigen Tag nicht gefragt, l .... er das 
zahlr . zeigte sich Kem "ein b iss ehen stolz" . 

In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Abgeordneten an den Bundes­

minister für Justiz folgende 

ANFRAGE 

1. Wie ist der Stand des Ermittlungsverfahrens zu der am 10, November 2015 

eingebrachten Anzeige? 
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